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1 ) daß die Unterführung bei der Turnhalle in Wegfall kommt ,
2 ) daß die Unterführung am Osterfeuerberge auf 50 Fuß verbreitert wird ,
3 ) daß das Hauptgebäude des Bahnhofs nach dem beiliegenden in dem

ebenfalls beifolgenden Commissionsbericht empfohlenen Plane , vorbe¬
haltlich der bei der weiteren Ausarbeitung sich etwa noch ergebenden
Modifikationen ausgeführt , die Arbeiten an diesem Gebäude öffentlich
ausverdungen und die Leitung des Baues unter Oberaufsicht des Staats
einem bewährten Architekten übertragen werde .

Da es ferner der Bürgerschaft zweckmäßig erscheint , daß unter der Olden -
burger Bahn Wegunterführungen hergestellt werden , so beauftragt sie ihrerseits die
Deputation über die Erhöhung der Oldenburger Bahn und die zweckmäßige Anlage ,
Höhe und Weite von Unterführungen zu berichten .

Jedoch erklärt sie schon jetzt , daß sie die Ausführung dieser Arbeiten der
Oldenburger Bahn so lange hinaus geschoben zu sehen wünscht , bis durch ein Ueber -
einkommen mit Oldenburg die Verzinsung der Herstellungskosten erzielt worden ist .

Die Bürgerschaft ersucht zugleich die Eisenbahnveputation baldigst zu berichten :
a . über die Beitragspflicht der Hannoverschen Staatsbahn zu den Kosten

der ganzen Anlage ;
b . über die Zweckmäßigkeit einer Veräußerung des auf dem beifolgenden

Plane rothschraffirten Areals zu passender Zeit .

Mittheilung des Senats au die Liirgerschast
vom 17 . November 1873 .

1 . Weggelderhebung .
Dem Wunsche der Bürgerschaft gemäß hat der Senat den vorgelegten Gesetz¬

entwurf behufs nochmaliger Berathung mit Rücksicht aus die in dem Beschlusse der
Bürgerschaft vom 10 . September angeregten Aenderungen an die Deputation zurück¬
verwiesen . Den von derselben hierauf eingereichten Bericht läßt der Senat , vor¬
behaltlich seiner Erklärung , der Bürgerschaft hienebcn zugehen .

2 . Dampfkrahn am Stephanithorsbollwerk .
Unter gleichem Vorbehalt theilt der Senat einen Bericht der Baudeputation

wegen der Anlage des Dampfkrahns am Stephanithorsbollwerk der Bürgerschaft zur
Erklärung hieneben mit .

Anlage I
zur Mittheilung des Senats

vom 17 . November 1873 .

Fernerer Gericht
der Deputation für das Generalstcueramt , die Verordnung vom

25 . Juni 1866 betreffend .

(Eingereicht am 17 . November 1873 .)

Ueber die in der Sitzung der Bürgerschaft vom 10 . September d . I .
gestellten beiden Anträge ist die Deputation Auftrags gemäß in weitere Berathung
getreten und erlaubt sich das Folgende zu berichten :
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1 ) Die Einfügung der Worte „ und zu Löschzwecken " in 8 2 sub 6 des
seinem vollen Wortlaute nach (ei . Verhandlungen von 1873 pu § . 486 und 487 )
mitgetheilten Gesetzes kann auch die Deputation nur befürworten .

2 ) Der zweite Antrag betrifft genau dieselbe Frage , über welche die De¬
putation bereits am 4 . Juli d . I . (vergl . Verhandl . pa § . 485 ) berichtet hat .
Auch in nochmals wiederholter Berathung unv nach Erwägung aller von verschiedenen
Landleuten geltend gemachten Gründe hat sich die in ihrem letzten Berichte näher
motivirte Ansicht aufs Neue befestigt , daß es weder die Billigkeit erheische , noch die
Handhabung einer auch nur einigermaßen geordneten Controle erlaube , der Be¬
freiung vom Weggelde die von einigen Betheiligten gewünschte weitgehende Ausdeh¬
nung zu geben und damit die erst seit Erlaß der Verordnung vom 25 . Juni 1866
möglich gewordene pflichtmäßige Controle wieder in Wegfall zu bringen . Während
die Erhebungsbeamten die in derselben Feldmark wohnenden Landleute und deren
Gespanne und Bediensteten in kurzer Zeit kennen lernen , sind sie bei allen aus
entfernteren Feldmarken kommenden Transporten oder Fuhren gezwungen , sich aus
die mündlichen Angaben der ihnen völlig unbekannten Knechte und Viehtreiber zu
verlassen . Die dadurch entstehenden Unordnungen und Streitigkeiten sind im
Interesse des geregelten Verkehrs seit sieben Jahren glücklich beseitigt und erst seit
dieser Zeit ist die Behörde im Stanve , die orvnungsmäßige Wahrnehmung des Er -
heberdienstes überwachen zu können . Daß aber auch die Billigkeit eine solche Bevor¬
zugung einzelner Branchen der Landwirthschaft vor jeder anderen , zu gewerblichen
Zwecken erfolgenden Benutzung der Chausseen nicht erheische , ist wiederholt nach¬
gewiesen und würde eine so weit gehende Befreiung einzelner Kategorien von Land¬
leuten von Bezahlung des Weggeldes um so weniger zu rechtfertigen sein , weil es
wohl kaum eine angemessenere und billigere Abgabe geben möchte , als ein aufdirecter Gegenleistung des Staats beruhendes Weggeld . — Jeder , welcher sich beklagt ,daß er besonders häufig von solcher Zahlung betroffen werde , führt grade dadurch den
Beweis , daß ihm vorzugsweise diese Staatseinrichtung zu Nutzen komme . — Durchdas vorliegende Gesetz wird auch Niemandem eine neue oder größere Last auferlegt ,vielmehr nur eine seit sieben Jahren bewährte und gar nicht zu entbehrende gleich¬
mäßige Ordnungsmaßregel in ihrem Bestände erhalten .

Dagegen möchte es allerdings als eine Härte angesehen werden können , daßbei der Hebestelle am Lehesterdeich die Benutzung der kurzen Chausseestrecke nördlichvon diesem Posten mit derselben Abgabe belastet ist , wie diejenige des ganzen Wegesvon Lehe an . Das Erheberhaus befindet sich an der Stelle , wo die von Lehe nach
Borgfeld führende Chaussee („ Breiter Weg " ) von der nichtchaussirten Straße „ Lehester¬deich " gekreuzt wird und war deshalb auch der Verkehr von letzter Straße (also auchder von Obcrneuland , dein Rüten rc . kommende und nach Borgfeld , Lilienthal rc .sich bewegende ) mit dem Weggelde belastet , auch wenn die Staatschaussee nur in
sehr beschränkter Weise benutzt ward . Die Deputation hält dafür , daß es sich um
so mehr empfiehlt , diese Härte durch das neue Gesetz zu beseitigen , als dadurch jedeauch nur einigermaßen berechtigte Veranlassung zu den von verschiedenen Petenten und
Beschwerdeführern vorgebrachten Klagen vollständig aus dem Wege geräumt werdenwürde . Sie erlaubt sich daher zu beantragen , dem pa § . 486/87 der Verhandlungenvorgeschlagenen Gesetzentwürfe im Z 2 sub 5 und 6 , folgende Fassung zu geben :5) allen Verkehr von Fuhrwerk und Thieren

a . innerhalb der Stadtgrenzen , wenn nicht der Abfahrts - oder Bestim¬mungsort derselben außerhalb der Stadtgrenzen liegt ,b . vom Lehesterdeich in der Richtung nach Borgfelö und umgekehrt ;6) alles wegen Deicharbeit und zu Löschzwecken passirende Fuhrwerk .Das Gesetz würde nach Ansicht der Deputation am zweckmäßigsten mit Be¬ginn des nächsten Jahres in Geltung zu treten und daher noch den hiemit bean¬tragten Schlnßparagraphen zu erhalten haben :
8 6 .Dies Gesetz tritt am 1 . Januar 1874 in Kraft .

Die Deputation für das Generalsteueramt .
(gez .) C . Kottmeier . (gez .) I . C . Dnbbers .
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